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Ceutralbehörden. 
483. Aenderung der Telegraphenordunug 
vom 16. Juni 1904. 

Die Telegraphenordnung vom 16. Juni 1904 
wird, wie folgt, geändert: 

„Im 8 2, III, Telegramme in offener Sprache 
betreffend, erhält der 2. Satz folgende veränderte 
Faſſung: 

Sie behalten die Eigenſchaft als Telegramme 
in offener Sprache auch, wenn ſie abgekürzte 
Adreſſen, Handelszeichen, Börſenkurſe, abgekürzte 
und in der gewöhnlichen oder Handelskor⸗ 
reſpondenz gebräuchliche Ausdrücke oder — 
ſofern es ſich um Seetelegramme handelt — 
durch Buchſtaben dargeſtellte Zeichen des inter⸗ 
nationalen Signalbuchs enthalten. 

2. Im 8 2 erhält der Abſ. IV, Telegramme in 
berabredeter Sprache betreffend, folgende veränderte 
Faſſung: 

IV. Als „Telegramme in verabredeter 
Sprache“ werden diejenigen Telegramme 
angeſehen, deren Text aus Wörtern beſteht, die 
weder in einer noch in mehreren der für den 
telegraphiſchen Verkehr in offener Sprache zu⸗ 
gelaſſenen Sprachen verſtändliche Sätze bilden. 

Dieſe Wörter müffen, gleichviel ob es wirk⸗ 
liche oder künſtliche ſind, aus Silben beſtehen, 
die ſich nach dem gewöhnlichen Gebrauche der 
deutſchen, engliſchen, franzöſiſchen, holländiſchen, 
italieniſchen, portugieſiſchen, ſpaniſchen oder 
lateiniſchen Sprache ausſprechen laſſen; ſie 
dürfen höchſtens 10 Buchſtaben nach dem Morſe⸗ 
alphabet enthalten. Die Doppelvokale ae, aa, 
a0, oe und ue werden dabei als je zwei Buch⸗ 
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ſtaben gezählt. Ebenſo wird ch in den künſt⸗ 
lichen Wörtern als zwei Buchſtaben gerechnet. 
Die künſtlichen Wörter dürfen die Buchſtaben 
A. ä, à, é, ö, ö und ü nicht enthalten. Wort⸗ 
bildungen, die dieſen Bedingungen nicht ent⸗ 
ſprechen, werden der chiffrierten Sprache zuge⸗ 
rechnet und demgemäß taxiert; doch werden 
diejenigen, die durch ſprachwidrige Zuſammen⸗ 
ziehung zweier oder mehrerer Wörter der 
oſſenen Sprache gebildet ſind, überhaupt nicht 
zugelaſſen. 

Um die Gewißheit zu gewähren, daß die in 
den Code⸗ Wörterbüchern für die verabredete 
Sprache enthaltenen Wörter den Vorſchriften 
dieſes Paragraphen entſprechen, können die 
Code⸗Wörterbücher der Telegraphenverwaltung 
zur Prüfung unterbreitet werden. 

3. Im § 2, V, Telegramme in chiffrierter Sprache 
betreffend, erhält der letzte Abſatz folgende verän⸗ 
derte Faſſung: 

Ziffern und Buchſtaben mit geheimer Be⸗ 
deutung dürfen in einer und derſelben Gruppe 
nebeneinander nicht vorkommen. Die unter II 
erwähnten Handelszeichen uſw. werden nicht 
als Gruppen mit geheimer Bedeutung ange⸗ 
ſehen. Die Buchſtaben ä, A, 3, e, ü, ö und ü 
dürfen im Texte chiffrierter Telegramme nicht 
enthalten ſein. 

4. Im $ 3, IV, die beſonderen Angaben vor der 
Adreſſe betreffend, fällt weg; 

= RO für „offen beſtellen“, 

— J— für „Tages- (von 10 Uhr 
abends bis 6 Uhr morgens nicht zu 
beſtellendes) Telegramm“, 
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in der Angabe — MP — für „eigenhändig 
beſtellen“ fällt das Wort: beſtellen weg; 

am Schluſſe der Angaben iſt hinter „X Adreſſen“ 
ſtatt des Punktes ein Komma zu ſetzen und in 
neuer Zeile hinzuzufügen: 

— CTA für „alle Adreſſen mitteilen“. 

Ferner ſind zu bezeichnen mit 

Offen: die offen zu beſtellenden Tele⸗ 
gramme, 

Tages: die während der Zeit von 10 Uhr 
abends bis 6 Uhr morgens nicht zu 
beſtellenden Telegramme, 

Nachts: die auch während der Nacht zu 

f beſtellenden Telegramme. 

5. Im 8 3, V, die allgemeinen Erforderniſſe der 
Adreſſe betreffend, erhalten im erſten Abſatz der 2. 
und 3. Satz, die ſich auf den Namen der Beſtim⸗ 
mungs⸗Telegraphenanſtalt beziehen, folgende verän⸗ 
derte Faſſung: 

Dieſer muß im deutſchen Verkehr ſo geſchrieben 
ſein wie in Spalte 1 des Verzeichniſſes der 
Telegraphenanſtalten im Deutſchen Reiche, im 
außerdeutſchen Verkehr wie in Spalte 1 des 
amtlichen Verzeichniſſes der für den internatio⸗ 
nalen Verkehr geöffneten Telegraphenanſtalten. 
Im Auslandsverkehr dürfen dem Namen der 
Telegraphenanſtalt nur der Name des Bezirks 
oder des Landes oder auch beide folgen. Iſt 
der Name der Beſtimmungsanſtalt noch nicht 
in dem amtlichen Verzeichnis veröffentlicht, ſo 
hat der Abſender die Adreſſe durch Angabe des 
Beſtimmungslandes oder des Bezirkes oder 
durch irgend einen anderen, von ihm für die 
Leitung ſeines Telegramms als ausreichend 
erachteten Zuſatz zu ergänzen. Indes wird ein 
ſolches Telegramm nur auf Gefahr des Ab⸗ 
ſenders angenommen. 

6. Der 3. Abſatz a. a. O. erhält folgende verän⸗ 
derter Faſſung: 

St ein Telegramm an eine Perſon gerichtet, 
die ſich bei einer anderen aufhält, ſo muß in 
der Adreſſe unmittelbar hinter der Bezeichnung 
des eigentlichen Empfängers „bei“, „durch 
Vermittelung von“ oder eine andere gleich⸗ 
bedeutende Angabe ſtehen. 

7. Als 4. Abſatz a. a. O. iſt einzuſchalten: 

Die in der Adreſſe mit der Bezeichnung 
„poſt“⸗, „telegraphen“⸗ oder „bahnhoflagernd“ 
(ogl. unter VI) verſehenen Telegramme können 
eine aus Vuchſtaben oder aus Zahlen oder 
eine aus Buchſtaben und Zahlen zuſammen⸗ 
geſetzte Adreſſe tragen. Solche Telegramme 
werden nur auf Gefahr des Abſenders ange⸗ 
nommen. 

8. Im § 3, X fällt im Abſ. 1 der letzte Satz weg. 

9. Im $ 3 erhält der Abſ. XI, Telegramme unter 
Deckadreſſe betreffend, folgende veränderte Faſſung: 


XI. Von der Beförderung ausgeſchloſſen find 
Telegramme uuter Deckadreſſe, d. f.: 

a) Privattelegramme nach dem Ausland, 
die zur Umgehung der veröffentlichten 
Tarife unter vorgeſchobener Adreſſe nach 
einem Zwiſchenorte gerichtet ſind, um 
von dort aus an den wirklichen 
Empfänger weitertelegraphiert zu werden; 

b) Telegramme unter vorgeſchobener Adreſſe 
an Telegraphenagenturen, die ſich offen⸗ 
kundig mit der telegraphiſchen Weiter⸗ 
beförderung der Telegramme zu dem 
Zwecke befaſſen, die Korreſpondenz 
dritter der Zahlung der vollen Gebüh⸗ 
ren zu entziehen, die für ihre Beför⸗ 
derung vom Aufgabeort an den eigent⸗ 
lichen Beſtimmungsort — ohne Zwiſchen⸗ 
vermittelung — feſtgeſetzt ſind. 

Liegt Grund zu der Annahme vor, 
daß ein Telegramm den Beſtimmungen 
unter a und b zuwider befördert werden 
ſoll, ſo hat der Abſender auf Verlangen 
nachzuweiſen, daß der Text des Tele⸗ 
gramms endgültig für den in der 
Adreſſe bezeichneten Empfänger be⸗ 
ſtimmt iſt. 

Gehen Telegramme der unter b be⸗ 
zeichneten Art aus dem Ausland ein, 
ſo werden ſie von der Ankunftsanſtalt 
angehalten. Eine Erſtattung der Ge⸗ 
bühren findet nicht ſtatt. 

10. Im $ 6, Wortzählung betreffend, iſt im 
letzten Satze unter a ftatt „hintereinander wieder⸗ 
holt“ zu ſetzen: 

folgen ihrer mehrere aufeinander. 

11. A. a. O. ift im 2. Abſatz unter c ftatt „Die 
Adreßwörter“ zu ſetzen: 

Sämtliche Wörter in der Adreſſe, in den 
beſonderen, nicht abgekürzten Angaben und in 
der Unterſchrift. 

12. A. a. O. iſt am Schluſſe der Angaben unter 
d ſtatt des Punktes ein Semikolon zu ſetzen und 
einzuſchalten: 

dabei wird nach den Vorfchriften des 8 2, V 
gezählt. 

13. A a O. erhält die Angabe unter f 1b fol⸗ 
gende veränderte Faſſung: 

b) der Name des Bezirkes oder des Beſtim⸗ 
mungslandes, 
ohne Rückſicht auf die Zahl der zu ihrem Aus⸗ 
druck gebrauchten Wörter und Buchſtaben, unter 
der Bedingung, daß dieſe Wörter ſo geſchrieben 
ſind, wie ſie in den amtlichen Verzeichniſſen der 
Telegraphenanſtalten erſcheinen. 

14. A a. O. erhalten der Abſatz unter h und der 
erſte Satz unter i folgende veränderte Faſſung: 

h) Die Ziffer⸗ oder Buchſtabengruppen 
ſowie die aus Ziffern und Buchſtaben 
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zuſammengeſetzten Handelsmarken werden 
für ſo viele Wörter gezählt, als ſie je 
5 Ziffern oder Buchſtaben enthalten, 
nebſt einem Worte mehr für den Ueber⸗ 
ſchuß. Die Doppelvokale ae, aa, ao, 
oe, ue und das ch werden hierbei je 
für 2 Buchſtaben gezählt. 

i) Es werden als eine Ziffer oder ein 
Buchſtabe in der Gruppe, in der ſie 
vorkommen, gezählt: die Punkte, Kom⸗ 
mas, Doppelpunkte, Bindeſtriche und 
Bruchſtriche; ebenſo jeder Buchſtabe, 
der den Ziffern angehängt wird, um 
ſie als Ordnungszahlen zu bezeichnen, 
ſowie den Wohnungsnummern ange⸗ 
hängte Buchſtaben oder Ziffern in 
einer Adreſſe, ſelbſt wenn ſie im Text 
oder in der Unterſchrift eines Tele⸗ 
gramms vorkommt. 

15. Im 8 9, bezahlte Antwort betreffend, erhält 


der Abſ. III folgende veränderte Faſſung: 


III. Wenn die für ein Antwortstelegramm 
zu entrichtende Gebühr den vorausbezahlten 
Betrag überſteigt, iſt der Mehrbetrag bar zu 
entrichten. Im entgegengeſetzten Falle wird 
der Unterſchied zwiſchen dem Werte des Ant⸗ 
wortſcheins und dem wirklich fälligen Gebühren⸗ 
betrage dem Abſender des Urſprungstelegramms 
erſtattet, wenn er es innerhalb dreier Monate 
vom Tage der Ausfertigung des Scheines 
beantragt und der Unterjchied mindeſtens 80 Pf. 
beträgt (vgl. § 21. Hi). 

16. Ebenda iſt im Abſ. IV ftatt „IIt“ zu ſetzen: 
IIg und h. 
17. Im 8 11, Empfangsanzeigen betreffend, erhält 


der Abſ. I folgende veränderte Faſſung: 


J. Der Abſender eines Telegramms kann 
verlangen, daß ihm Tag und Stunde der Be⸗ 
ſtellung des Telegramms ſofort nach deren 
Ausführung telegraphiſch oder brieflich angezeigt 
werden. Wenn das Telegramm ſeiner end⸗ 
gültigen Beſtimmung mittels der Poſt zugeführt, 
poſtlagernd niedergelegt oder an irgend eine 
Mittelsperſon beſtellt wird, ſo gibt die Empfangs⸗ 
anzeige Tag und Stunde der Uebergabe an die 
Poſt oder der Aushändigung an die Mittels⸗ 
perſon an. 

Handelt es ſich um ein Seetelegramm an 
ein Schiff in See, ſo wird die vorgenannte 
Anzeige von der Semaphorſtation oder Küſlen⸗ 
ſtation abgelaſſen und gibt Tog ſowie Stunde 
der Weiterbeförderung des Telegramms an das 
Schiff an. 

18. Im § 13, Nachſendung von Telegrammen 


betreffend, iſt am Schluſſe des erſten Abſatzes unter 
W einzuſchalten: 


Die Nachſendung mit der Poſt erfolgt nach 
den Beſtimmungen im § 16. Telegramme, von 


denen eine Ausfertigung mit der Poſt nach⸗ 
geſandt wird, ſind in gewöhnlicher Weiſe unbe⸗ 
ſtellbar zu melden (§ 20). Die telegraphiſche 
Unbeſtellbarkeitsmeldung erhält dann den Zuſatz: 
„Mit Poſt nachgeſandt“. 


19. Im $ 14, Vervielfältigung von Telegrammen 
betreffend, iſt am Schluſſe des Ab. I nachzutragen: 


Bei den an mehrere Empfänger gerichteten 
Telegrammen ſind etwaige den Ort der Zu⸗ 
ſtellung betreffende Zuſätze, wie Börſe, Bahnhof, 
Markt uſw., hinter jeder Adreſſe oder, ſofern 
ſie ſich auf mehrere hintereinander folgende 
Adreſſen zuſammen beziehen ſollen, hinter der 
letzten anzugeben. 


20. A. a. O. erhält der Abſ. III folgende verän⸗ 
derte Faſſung: 


III. Iſt ein zu vervielfältigendes Telegramm 
an mehrere Empfänger gerichtet, ſo erhält jede 
Ausfertigung des Telegramms nur die ihr 
zukommende Adreſſe; der Vermerk „ Adreſſen“ 
oder — TMx wird weggelaſſen, es ſei denn, 
daß der Abſender das Gegenteil verlangt hat. 
Dieſes Verlangen muß durch den gebühren⸗ 
pflichtigen Zuſatz „ſämtliche Adreſſen mitteilen“ 
oder = CTA ausgedrückt werden, der vor 
die Adreſſe jedes der in Betracht kommenden 
Empfänger zu ſetzen iſt. 


21. Die §8§ 15 und 15a find durch den nad: 
ſtehenden § 15 zu erſetzen: 
1 


5. 

A. Allgemeine Beſtimmungen. 

Ie Seetelegramme find Telegramme, die mit 
Schiffen in See durch Vermittelung der 
Semaphorſtationen oder der auf feſtem Lande 
oder auf einem dauernd verankerten Schiffe 
vorhandenen Funkentelegraphenſtationen (Küſten⸗ 
ſtationen) oder zwiſchen Schiffen in See (Bord⸗ 
ſtattonen) gewechſelt werden. 

Die mit Semaphorſtationen gewechſelten 
Telegramme heißen Semaphortelegramme, die 
mit funkentelegraphiſchen Küſtenſtationen oder 
zwiſchen Schiffen in See (Bordſtationen) aus⸗ 
tauſchten Telegramme Funkentelegramme. 

II. Die Adreſſe der für Schiffe in See 
beſtimmten Seetelegramme muß enthalten: 

a) den Namen des Empfängers mit 

etwaigen ergänzenden Zuſätzen; 

b) den Namen des Schiffes — für Funken⸗ 
telegramme, in der Bezeichnung wie er 
im amtlichen Verzeichnis aufgeführt 
iſt — unter Hinzufügung der Natio⸗ 
nalität und, im Falle von Namens⸗ 
gleichheit, des Unterſcheidungszeichens 
nach dem internationalen Signalbuche; 
den Namen der Semaphor⸗ oder Küſten⸗ 
ſtation, wie er in der erſten Spalte 
der amtlichen Verzeichniſſe der Tele⸗ 
graphenanſtalten aufgeführt iſt. 
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III. Der Abfender eines an ein Schiff in 
See gerichteten Seetelegramms kann die Zahl 
der Tage beſtimmen, während deren dieſes 
Telegramm für das Schiff durch die Semaphor⸗ 
oder Küſtenſtation zur telegraphiſchen Vermitte⸗ 
lung bereitgehalten werden ſoll. 

In dieſem Falle ſetzt er vor die Adreſſe den 
Vermerk „x Tage“, wobei er die Zahl der 
Tage, den Aufgabetag des Telegramms einge⸗ 
rechnet, angibt. 

IV. Wenn ein auf einem Schiffe in See 
aufgeliefertes Seetelegramm dem Empfänger aus 
irgend einem Grunde nicht zugeſtellt werden 
kann, ſo wird eine Unbeſtellbarkeitsmeldung 
abgelaſſen und, wenn möglich, dem Schiffe 
zugeführt. Kann ein bei einer Bordſtation 
angekommenes Telegramm nicht beſtellt werden, 
ſo teilt die Bordſtation dies der Urſprungs⸗ 
anſtalt durch dienſtliche Meldung mit. Die 
Meldung wird, ſoweit möglich, der Küſten⸗ oder 
Semaphorſtation zugeführt, die das Seetele⸗ 
gramm im Durchgang befördert hat, ſonſt der 
nächſten Küſten⸗ oder Semaphorſtation. 

V. Kann ein Telegramm an ein Schiff in 
See dieſem nicht innerhalb der vom Abſender 
beſtimmten Friſt oder beim Fehlen einer ſolchen 
Beſtimmung nicht bis zum Morgen des 
29. Tages zugeführt werden, ſo gibt die Sema⸗ 
phor⸗ oder Küſtenſtation davon dem Abſender 
Nachricht. 

Dieſer kann durch eine telegraphiſch oder 
brieflich an die Semaphor⸗ oder Küſtenſtation 
gerichtete gebührenpflichtige Dienſtnotiz ver⸗ 
langen, daß ſein Telegramm weitere 30 Tage 
zur Uebermittelung an das Schiff bereitgehalten 
werde uff. In Ermangelung eines ſolchen 
Verlangens wird das Telegramm am Ende des 
30. Tages (den Tag der Aufgabe nicht mitein⸗ 
gerechnet) als unbeſtellbar zurückgelegt. 

Hat jedoch die Semaphor⸗ oder Küſtenſtation 
die Gewißheit, daß das Schiff ihren Wirkungs⸗ 
bereich verlaſſen hat, bevor ihm das Telegramm 
zugeführt werden konnte, ſo wird der Abſender 
davon benachrichtigt. 

VI. Als Seetelegramme ſind unzuläſſig: 


a) Telegramme mit vorausbezahlter Ant⸗ 
wort (ausgenommen Semaphortele⸗ 
gramme an Schiffe in See), 

b) telegraphiſche Poſtanweiſungen, 

e) Telegramme mit Vergleichung, 

d) Telegramme mit telegraphiſcher oder 
brieflicher Empfangsanzeige (ausge⸗ 
nommen die für Schiffe in See be⸗ 
ſtimmten Telegramme, ſowelt die 
Beförderung auf den Linien des Tele⸗ 
graphennetzes in Frage kommt), 

e) nachzuſendende Telegramme, 


f) gebührenpflichtige Dienſtlelegramme, 
ſoweit es ſich nicht um die Beförderung 
auf den Linien des Telegraphennetzes 
handelt, 

90 dringende Telegramme, ſoweit es ſich 
nicht um die Beförderung auf den Linien 
des Telegraphennetzes handelt, 

h) durch Eilboten oder durch die Poſt zu 
beſtellende Telegramme. 

VII. Hinſichtlich der Erſtattung von Gebühren 
gelten die Beſtimmungen des § 21 unter 
folgenden Vorbehalten: 

Die auf die Seebeförderung entfallende 
Zeit ſowle die Dauer der Lagerzeit 
der Seetelegramme bei den Semaphor⸗, 
Küſten⸗ oder Bordſtationen bleiben bei 
Berechnung der für die Erſtattung 
von Gebühren maßgebenden Friſten 
außer Betracht. 

Hat die gebende Station keine Quittung 
über ein Funkentelegramm erhalten, ſo 
wird die Gebühr nur erſtattet, wenn 
feſtgeſtellt worden iſt, daß das Funken⸗ 
telegramm Anlaß zur Gebühren⸗ 
erſtattung gibt. 

B. Beſondere Beſtimmungen. 

a) Semaphortelegramme. 

VIII. Die Semaphortelegramme müſſen abge⸗ 
faßt ſein: entweder in deutſcher Sprache oder 
in Buchſtabengruppen des internationalen 
Signalbuchs. 

IX. Die Gebühr für Telegramme, die durch 
Vermittelung der Semaphorſtationen mit 
Schiffen in See auszuwechſeln ſind, iſt auf 
80 Pf. für das Telegramm feſtgeſetzt. Dieſe 
Gebühr tritt zu der Gebühr für die gewöhnliche 
telegraphiſche Beförderung hinzu, die nach den 
allgemeinen Vorſchriften berechnet wird. Die 
Geſamtgebühr wird für die an Schiffe in See 
gerichteten Telegramme vom Abſender und für 
die von Schiffen kommenden Telegramme vom 
Empfänger erhoben. 

X. Die von einem Schiffe in See kommenden 
Telegramme werden in Zeichen des internatio⸗ 
nalen Signalbuchs an ihre Beſtimmung befördert, 
wenn das abſendende Schiff es verlangt. Iſt 
dieſes Verlangen nicht geſtellt worden, ſo 
werden die Telegramme durch den Vorſtand 
der Semaphorſtation in die gewöhnliche Sprache 
überſetzt und ihrer Beſtimmung zugeführt. 

b) Funkentelegramme. 

XI. Die in⸗ und ausländiſchen Küſtenſtationen 
und Bordſtationen find in dem amtlichen 
Verzeichnis der Funkentelegraphenſtationen auf⸗ 
geführt. 

XII. Für die Abfaſſung des Textes der 
Funkentelegramme gelten die im § 2 unter 
II bis V enthaltenen Vorſchriften. 
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XIII. Die Gebühr 
umfaßt: 

1. die nach den allgemeinen Beſtimmungen 
berechnete Gebühr für die Beförderung 
auf den Linien des Telegraphennetzes, 

2. die Gebühr für die Seebeförderung 
und zwar: 

a) die Küſtengebühr, 
b) die Bordgebühr. 

Für deutſche Stationen beträgt in der Regel: 

a) die Küſtengebühr 15 Pf. für das Wort, 
mindeſtens 1,50 M. für ein Tele⸗ 
gramm, 

b) die Bordzebühr 35 Pf. für das Wort, 
mindeſtens 3,50 M. für ein Tele⸗ 
gramm. 

Das Nähere, auch bezüglich der Gebühren 
für den Verkehr mit ausländiſchen Funken⸗ 
telegraphenſtationen ſowie der erhöhten Gebühren 
für den Verkehr auf Entfernungen von mehr 
als 800 km, ſofern ein ſolcher Verkehr zuge⸗ 
laſſen wird, ergibt ſich aus den bei den Tele⸗ 
graphenanſtalten und den Bordſtationen vor⸗ 
handenen Tarifen. 

Im Verkehr zwiſchen Küſtenſtationen und 
Bordftationen wird die Geſamtgebühr der 
Funkentelegramme vom Abſender erhoben. Im 
Verkehr zwiſchen Bordſtationen wird die Word: 
gebühr des gebenden Schiffes vom Abſender, 
die des aufnehmenden Schiffes vom Empfänger 
erhoben 

Für Telegramme, bei denen eine funken⸗ 
telegraphiſche Beförderung nur zwiſchen einem 
deutſchen Feuerſchiff und einer deutſchen Küſten⸗ 
ſtation auf feſtem Lande ſtattfindet, wird die 
nach den allgemeinen Beſtimmungen zu berech⸗ 
nende Gebühr für die Beförderung auf den 
Linien des Telegraphennetzes und daneben ein 
feſter Zuſchlag von 80 Pf. erhoben. In 
ſolchen Fällen wird die Geſamtgebühr für die 
an Feuerſchiffe gerichteten Telegramme vom Ab⸗ 
ſender und für die von den Feuerſchiffen kommenden 
Telegramme vom Empfänger erhoben. 

XIV. Die Urſchriften der Funkentelegramme 
werden, von dem auf den Aufgabemonat 
folgenden Monat an gerechnet, 12 Monate lang 
aufbewahrt. 

22. Im 8 16, Weiterbeförderung betreffend, fällt 
im Abſ. V, 1. der letzte Satz hinſichtlich Erhebung 
einer Einſchreibgebühr für Telegramme mit Emp⸗ 
fangsanzeige, die mit der Poſt weiterbefördert 
werden ſollen, weg. 

23. Im § 17, Erhebung der Gebühren betreffend, 
iſt der Hinweis unter U, e „($ 15a, VI)“ zu 
ändern in: ($ 15, XIII). 

24. Im § 18, Zurückziehung von Telegrammen 
auf Verlangen des Abſenders betreffend, erhält der 
Abs. II folgende veränderte Faſſung: 


für Funkentelegramme 


II. Ein Telegramm, das durch die Urſprungs⸗ 
anſtalt bereits befördert worden iſt, kann nur 
durch eine beſondere, von der Aufgabeanſtalt 
nach den Beſtimmungen im § 22 zu erlaſſende 
und an die Beſtimmungsanſtalt zu richtende 
gebührenpflichtige Dienſtnotiz zurückgezogen 
werden. Der Antrag iſt ſchrifllich zu ſtellen. 
Der Abſender hat nach Wahl die Gebühr für 
eine telegraphiſche oder eine briefliche Antwort 
auf dieſe Dienſtnotiz zu entrichten. Iſt das 
anzuhallende Telegramm dem Empfänger 
bereits zugeſtellt, ſo wird er von der Zurück⸗ 
ziehung benachrichtigt, ſofern die von der Auf⸗ 
gabeanſtalt abgelaſſene gebührenpflichtige Dienſt⸗ 
notiz keine gegenteilige Angabe enthält. Von 
der Zurückziehung des Urſprungstelegramms 
oder von der Aushändigung der vorerwähnten 
Dienſtnotiz an den Empfänger wird dem 
Abſender, je nachdem er die Gebühr für eine 
telegraphiſche oder briefliche Antwort voraus⸗ 
bezahlt hat, telegraphiſch oder mittels frankierten 
Briefes Kenntnis gegeben. Die Gebühren für 
das Telegramm ſelbſt, das auf Verlangen des 
Abſenders unterwegs angehalten wird, werden 
nicht erſtattet, wohl aber vorausbezahlte Beträge 
für Nebenleiſtungen (vgl. Schlußſatz unter 1), 
wenn dieſe nicht ausgeführt worden ſind. 

25. Im § 19, Zuſtellung der Telegramme am 
Beſtimmungsorte betreffend, erhält der Abſ. III 
folgende veränderte Faſſung: 

III. Die Beſtellung oder Weiterbeförderung 
der Telegramme geſchieht mit tunlichſter Be⸗ 
ſchleunigung nach der Reihenfolge ihrer Auf: 
nahme und ihres Ranges. Die mit dem 
beſonderen Vermerke „Tages“ verſehenen Tele 
gramme werden jedoch von 10 Uhr abends bis 
6 Uhr morgens nicht beſtellt; eine Verpflichtung, 
die während der Nacht aufgenommenen Tele⸗ 
gramme ſofort zu beſtellen, beſteht nur inſoweit, 
als ſie den Vermerk „Nachts“ tragen oder die 
Ankunftsanſtalt zu erkennen vermag, daß ſie 
wirklich dringender Natur ſind. 

26. A. a. O. iſt in den Abſ. VI, VII und IX die 
Angabe „eigenhändig beſtellen“ zu ändern in: „eigen⸗ 
händig“; die Angabe „offen beſtellen“ oder — RO — 
im Abſ. VI ift zu ändern in: „offen“. 

27. A. a. O. iſt hinter Abſ. IX als neuer Abſ. X 
einzuſchalten: 

X. Wenn der Empfänger von der Ankunft 
eines Telegramms nach den Vorſchriften des 
Abſ. IX benachrichtigt worden iſt und es nicht 
nach angemeſſener Friſt abholt, ſo wird nach 
den Beſtimmungen des § 20 verfahren. 

Die bisherigen Abſ. X und XI erhallen die 
Bezeichnung XI und XII. 

28. Im § 20, unbeſtellbare Telegramme betref⸗ 
fend, erhalten unter I der letzte Satz des Abſ. 1 
ſowie der Abſ. 2 folgende Faſſung: 
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Dieſer kann die Adreſſe des Urſprungstele⸗ 
gramms nur durch eine von der Urſprungs⸗ 
anſtalt abzulaſſende gebührenpflichtige Dienſt⸗ 
notiz (vgl. $ 22) vervollſtändigen, berichtigen 
oder beſtätigen. 

Eine Unbeſtellbarkeitsmeldung wird nur dann 
telegraphiſch nachgeſandt, wenn der Abſender 
des Urſprungstelegramms die telegraphiſche 
Nachſendung ſeiner Telegramme beantragt hat. 


iſt (z. B. für Vergleichung), ſowie die 
Gebühr für den entſprechenden beſon⸗ 
deren Vermerk; 

e) die Gebühren für die gebührenpflichtigen 
Dienſtnotizen (S 22), durch welche die 
Wiederholung einer für falſch gehaltenen 
Stelle verlangt wird, wenn die Wieder⸗ 
holung nicht mit der erſten Übermit⸗ 
telung übereinſtimmt. Es wird jedoch, 
falls im Urſprungstelegramm einige 
Wörter richtig und die anderen un⸗ 
richtig wiedergegeben ſind, die Gebühr 
für diejenigen Wörter nicht erſtattet, 
die ſich ausſchließlich auf die das erſte 
Mal richtig übermittelten Wörter be⸗ 
ziehen. 

Indeſſen wird die Gebühr auch für 
die richtig übermittelten Wörter erſtattet, 
einerlei in welcher Sprache das Tele⸗ 
gramm abgefaßt iſt, wenn die vorge⸗ 
kommenen Entſtellungen es verhinderten, 
den Sinn der nicht entſtellten Wörter 
zu erfaſſen; 


g) der volle Betrag der für eine Antwort 
vorausbezahlten Summe, wenn das 
Urſprungstelegramm unbeſtellbar ge⸗ 
weſen iſt oder der Enpfänger die An⸗ 
nahme des Antwortſcheins verweigert 
hat, vorausgeſetzt, daß der Antrag vor 
Ablauf einer Friſt von drei Monaten, 
vom Tage der Ausſtellung ab gerechnet, 
geſtellt wird; 


In allen anderen Fällen geſchieht die Nach⸗ h) die volle Gebühr für jedes Telegramm 
ſendung, wenn der Abſender bekannt iſt, mit mit bezahlter Antwort, das infolge 
der Poſt. einer dienſtlichen Unregelmäßigkeit, welche 
Ebenſo wird die Unbeſtellbarkeitsmeldung die Erftattung der für die Antwort ge: 
dem Abſender mit der Poſt zugeſtellt, wenn zahlten Gebühr rechtfertigt, offenbar 
durch eine beſondere Art der Uebermittelung ſeinen Zweck nicht hat erfüllen können; 
(3. B. bei der Beſtellung nach dem Lande) ſowie die volle Gebühr für jede im 
Koſten entſtehen würden, deren Einziehung nicht voraus bezahlte Antwort, die infolge 
geſichert iſt. einer dienſtlichen Unregelmäßigkeit, 
Für die Behandlung der Unbeſtellbarkeits⸗ welche die Erſtattung der Gebühr für 
meldungen über Seetelegramme gelten die Be⸗ das Urſprungstelegramm rechtfertigt, 
ſtimmungen im § 15, IV und V. offenbar ihren Zweck nicht hat erfüllen 
29. A. a. O. fallen am Schluſſe des Abſatzes können; 

unter II die beiden Zuſätze „und von Funkentele⸗ i) der Unterſchied zwiſchen dem Werte 
grammen“ ſowie „und $ 15a“ weg. eines Scheines für die vorausbezahlte 
30. Im § 21, Erſtattung und Nachzahlung von Antwort und der. Gebühr für das 
Gebühren betreffend, erhalten die Abſ. d bis h unter unter Benutzung des Scheines auf⸗ 
II „Auf Antrag wird jedoch erſtattet:“ folgende gelieferte Telegramm, ſofern er min⸗ 
Faſſung: deſtens 80 Pf. beträgt (vgl. auch 

d) die Gebühr für eine beſondere Dienſt⸗ § 9, 11); 
leiſtung, die nicht ausgeführt worden k) die Gebühr für die bei der Beförderung 


eines Telegramms ausgelaſſenen Wörter, 
wenn ſte mindeſtens 80 Pf. beträgt 
und der Fehler nicht durch eine ges 
bührenpflichtige Dienſtnotiz berichtigt 
worden iſt. 


31. A. a. O. erhält der Abſ. V folgende Faſſung: 


V. In den Fällen unter II a, b, c und k 
bezieht ſich die Erſtattung lediglich auf die 
Gebühr einſchließlich der Nebengebühren für die 
Telegramme ſelbſt, die verzögert, entſtellt oder 
nicht angekommen ſind, nicht aber auf die 
Gebühren für ſolche Telegramme, welche durch 
die Verzögerung, Entſtellung oder Nichtankunſt 
jener Telegramme etwa veranlaßt oder nutzlos 
gemacht worden ſind. 

Wenn die dem Telegraphenbetriebe zur Laſt 
fallenden Fehler durch die Ablaſſung von ge⸗ 
bührenpflichtigen Dienſtnotizen innerhalb der 
unter IIb angegebenen Friſten berichtigt worden 
ſind, ſo erſtreckt ſich die Erſtattung nur auf die 
Gebühren für dieſe Dienſtnotizen. Für die 
Telegramme, auf die ſich diefe Notizen beziehen. 
findet keine Rückzahlung ftatt. 


) die volle Gebühr für jede andere tele⸗ 32. A. a. O, iſt im Abſ. VIII der Hinweis 
graphiſch oder mit der Poſt beförderte | „S 15 a unter VII“ abzuändern in: 
gebührenpflichtige Dienſtnotiz, deren § 15, VII. 

Abſendung durch einen Fehler des Be⸗ 33. Im 8 22, Berichtigungstelegramme betreffend, 
triebs veranlaßt worden iſt: erhält der Abſ. I folgende Faſſung: 


J. Sowohl der Abſender wie auch der Emp⸗ 
fänger eines jeden beförderten oder in der Beför⸗ 
derung begriffenen Telegramms oder der Be⸗ 
vollmächtigte eines von ihnen kann innerhalb 
der für die Aufbewahrung des Telegrammaterials 
geltenden Friſt, nachdem er ſich vorher, wenn 
nötig, über ſeine Berechtigung und ſeine Perſon 
ausgewieſen hat, auf telegraphiſchem Wege Aus⸗ 
kunft über das Telegramm verlangen oder Be⸗ 
ſtimmung darüber treffen, auch das Telegramm 
durch die Beſtimmungs⸗, die Urſprungs⸗ oder 
eine Durchgangsanſtalt vollſtändig oder teil⸗ 
weiſe wiederholen laſſen. Er hat folgende Be⸗ 
träge zu hinterlegen: 

1. die Gebühr für das Telegramm, welches 
das Verlangen enthält, 

2. gegebenenfalls die Gebühr für ein Ant⸗ 
wortstelegramm. 

Handelt es ſich um eine Wiederholung 
anf Verlangen des Empfängers, ſo hat 
der Antragſteller für jedes zu wiederholende 
Wort die gewöhnliche Gebühr, für das Tele⸗ 
gramm aber mindeſtens 50 Pf. zu entrichten. 
In dieſer Gebühr find die Koſten für die Ant- 
wort einbegriffen. 

34. A. a. O. erhält der Abſ. III folgende Faſ⸗ 
ſung: 

III. Wegen der Erſtattung der Gebühren 
für die Berichtigungstelegramme vgl. § 21, 
Ie und f. 

35. Im 8 23, Telegrammabſchriften betreffend, 
iſt ine Satze des Abſ. I die Zahl „8“ zu ändern 
in: 10. 

36. A. a. O. iſt in der Berichtigung zum Abf. I 
der Hinweis „§ 15a unter IX“ zu ändern in: 8 15, 
XIV. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen 
1. Juli 1909 in Kraft. 

Berlin, den 27. Mai 1909. 
Der Reichskanzler. 
In Vertretung: Kraetke. 

484. Die Turn⸗ und Schwimmlehrerinnen⸗ 
Prüfung, welche im Herbſt 1909 in Berlin ab⸗ 
zuhalten iſt, wird Ende November 1909 an einem 
noch feſtzuſetzenden Tage beginnen. 

Unter Bezugnahme auf meinen Erlaß vom 
1. November 1906 — U. III. A. 3209 pp. — 
weiſe ich ausdrücklich darauf hin, daß zu dieſer 
Prüfung nur in der Provinz Brandenburg oder in 
einer ſolchen Provinz wohnende Bewerberinnen zus 
gelaſſen werden, in welcher eine Prüfungskommiſſion 
für Turnlehrerinnen noch nicht befteht. Ausnahmen 
von dieſer Beſtimmung find nur zuläſſig, wenn die 
bezüglichen Anträge durch beſondere Verhältniſſe, 
z. B. durch den Ort der Ausbildung für die Prüfung 
begründet ſind. 

Meldungen der in einem Lehramte ſtehenden 
Bewerberinnen ſind bei der vorgeſetzten Dienſtbehörde 


treten am 


ſpäteſtens bis zum 15. September 1909, Meldungen 
anderer Bewerberinnen bei derjenigen Königlichen 
Regierung, in deren Bezirk die Betreffende wohnt, 
in Berlin bei dem Herrn Polizeipräſidenten, eben⸗ 
falls bis zu dieſem Tage anzubringen. 

Iſt der Aufenthaltsort der Bewerberin zur 
Zeit ihrer Meldung nicht ihr eigentlicher Wohnſitz, 
ſo iſt auch der letztere anzugeben. 

Die Meldungen können nur dann Berückſichti⸗ 
gung finden, wenn ſie genau der Prüfungsordnung 
vom 15. Mai 1894 entſprechen und mit den im 
§ A derſelben vorgeſchriebenen Schriftſtücken ordnungs⸗ 
mäßig verſehen ſind. In dem Geſuche iſt anzugeben, 
ob die Bewerberin ſich zum erſten Male zur Prüfung 
meldet, oder ob und wann ſie ſich bereits der Turn⸗ 
lehrerinnen⸗Prüfung unterzogen hat. 

Die über Gefundheit, Führung und Lehrtätig⸗ 
keit beizubringenden Zeugniſſe müſſen in neuerer 
Zeit ausgeſtellt ſein. Aus dem ärztlichen Zeugnis 
muß hervorgehen, daß die betreffende Bewerberin 
körperlich zur Turnlehrerin geeignet iſt. 

Das Zeugnis über die Turn⸗ bezw. Schwimm⸗ 
fertigkeit iſt von der Ausſtellerin eigenhändig zu 
unterſchreiben. 

Die Anlagen jedes Geſuches ſind zu einem 
Hefte vereinigt einzureichen. 

Berlin, den 9. Juni 1909. 

Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und 

Medizinal⸗Angelegenheiten. 

U. III. B. 2513. J. A.: von Bremen. 
485. Nach 8 3 Abſ. 1 des Viehſeuchengeſetzetz 
vom 23. Juni 1880/1. Mai 1894 bleiben rück⸗ 
ſichtlich der Pferde und Provianttiere, die der 
Militärverwaltung angehören, die Maßregeln zur 
Ermittelung und Unterdrückung von Seuchen, ſoweit 
davon nur das Eigentum dieſer Verwaltung betroffen 
wird, den Militärbehörden überlaſſen. Innerhalb 
dieſer Grenzen werden auch die im Viehſeuchengeſetze 
den beamteten Tierärzten obliegenden Amtsver⸗ 
richtungen nicht von den beamteten Ziviltiertärzten, 
ſondern von den Militärveterinären wahrgenommen. 

Dieſe Ausnahmevorſchrift bezieht ſich nicht auf die 
im Eigentum von Militärperſonen ſtehenden Pferde 
und zwar auch dann nicht, wenn ſie ſich zuſammen 
mit Pferden der Militärverwaltung in Truppen⸗ 
ſtallungen befinden oder gleichzeitig mit ſolchen Pferden 
außerhalb von Truppenſtallungen auf Grund des 
Naturalleiſtungs⸗Geſetzes untergebracht ſind. Für 
dieſe eigenen Pferde von Militärperſonen greift in 
veterlnärpolizellicher Hinſicht die allgemeine Zuſtändig⸗ 
keit ſowohl der ordentlichen Polizeibehörden als auch 
der beamteten Tierärzte Platz. In der allgemeinen 
Zuſtändigkeit der ordentlichen Poltzeibehörden iſt eine 
Aenderung zugunſten erweiterter Befugniſſe der 
Militärbehörden über die Vorſchrift in 5 3 Abſ. 1 
des Viehſeuchengeſetzes hinaus unzuläſſig. Dagegen 
können nach 8 2 Abſ. 2 dieſes Geſetzes an Stelle 
der beamteten Tierärzte im Falle ihrer Behinderung 
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oder aus fonftigen dringenden Gründen an- 
dere approbterte Tierärzte zugezogen werben, Die 
alsdann innerhalb des ihnen erteilten Auftrages die 
Amteverrichtungen der zuſtändigen beamteten Tlier⸗ 
ärzte nach Maßgabe des Geſetzes wahrzunehmen 
haben. 

Im Hinblick darauf, daß eine einheitliche tierärzt⸗ 
liche Begutachtung aller Seuchenfälle und der dagegen 
zu ergreifenden Maßregeln innerhalb von Truppen⸗ 
ſtallungen oder von ſolchen Räumlichkeiten erwünſcht 
erſcheint, in denen eigene Pferde von Militärper⸗ 
fonen zuſammen mit Dienſipferden auf Grund des 
Naturralleiſtungsgeſetzes untergebracht ſind, beſtimme 
ich auf Grund des § 2 Abſ. 3 a. a. O. im Ein⸗ 
verſtändniſſe mit dem Herrn Kriegsminiſter folgendes. 

Für alle nach dem Vieſeuchengeſetze den beamteten 
Tierärzten obliegenden Amtsverrichtungen ſind, ſoweit 
es ſich um eigene Pferde von Militärperſonen handelt, 
die in mit Dienſtpferden belegten Truppenſtallungen 
untergebracht find, anſtelle der beamteten Ziviltier⸗ 
ärzte von den Polizeibehörden die zuſtändigen Mili⸗ 
tärveterinäre zuzuzliehen. Nach deren Gutachten 
haben die Polizeibehörden dem Geſetze gemäß das 
Weitere unter Beachtung der nach § 3 des Vieh: 
ſeuchengeſezes der Militärverwaltung zuſtehenden 
Befugniſſe zu veranlaſſen. Die Beſtimmung des 
zuftändigen Militärveterinärs erfolgt im einzelnen 
Falle durch den für die Truppenſtallung zuständigen 
Regiments pp. Kommandeur. Die Militärperſonen 
werden angewieſen werden, bei den von ihnen der 
Polizeibehörde zu erſtattenden Anzeigen (vergl. 8 9 
Nr. 5 der Seuchenvorſchrift, Anhang II zur Mili⸗ 
tär⸗Veterinärordnung vom 28. Juni 1906) die 
hiernach zur Beſtimmung des Militärveterinärs zu⸗ 
ftändige Milttärbehörde zu bezeichnen. Von dieſer 
Militärbehörde wird auf Erſuchen der Poltzeibehörde 
die erforderliche Zuziehung des Militärveterinärs 
veranlaßt und hiervon unter Benennung des Mili⸗ 
tärveterinärs der Polizeibehörde unverzüglich Nach⸗ 
richt gegeben werden. Gleichzeitig werden die bereits 
getroffenen Maßnahmen mitgeteilt. Die zugezogenen 
Militärveterinäre erhalten für die vorbezeichneten 
Amtsverrichtungen aus der Staatskaſſe weder Reiſe⸗ 
koſten und Tagegelder noch ſonſtige Vergütungen. 

Vorſtehende Vorſchriften finden auf ſolche eigenen 
Pferde von Militärperſonen, die zuſammen mit 
Pferden der Militärverwaltung außerhalb von 
Truppenſtallungen auf Grund des Naturalleiſtungs⸗ 
geſetzes untergebracht ſind, mit folgenden Maßgaben 
Anwendung. Der zuſtändige Milttärveterinär wird 
vom Kommandeur des in Betracht kommenden be⸗ 
rittenen Truppenteils beſtimmt. Zu allen tierärzt⸗ 
lichen Amtsverrichtungen ſind in dieſen Fällen außer 
den Militärveterinären auch die zuſtändigen beamteten 
Zioiltierärzte nach den hierüber beſtehenden allge⸗ 
meinen Vorſchriften zuzuziehen. Die Vereinbarung 
des Zeitpunktes für die gemeinſam auszuführenden 
Amtsverrichtungen hat im unmittelbaren Benehmen 


zwiſchen den betelligten Militär⸗ und Zivilveterinären 
zu erfolgen. 

Beſteht die gemeinſame Amtsverrichtung in der 
Obduktion eines gefallenen oder getöteten Pferdes 
und wird bei der Obduktion übereinſtimmend oder 
auch nur von einem der beteiligten Tierärzte Rotz 
oder Milzbrand oder der Verdacht einer dieſer Seuchen 
als vorliegend angenommen, ſo iſt eine Prüfung des 
Obduktionsergebniſſes durch das pathologiſch- anato⸗ 
miſche Inſtitut der Tierärztlichen Hochſchule in Berlin 
herbeizuführen. Ob hierbei bei Rotz dle Einſendung 
von Kadaverteilen zu erfolgen hat, vleibt weiterer 
Beſtimmung vorbehalten. 

Bei Milzbrand ſind ſogleich nach der Zerlegung 
des Pferdes je zwei Objektträger mit Blut dünn 
und mit Milzpulpe dick zu beſtreichen. Das Blut 
iſt aus einer Droſſel⸗ oder Ohrvene und die Milz⸗ 
pulpe aus der Mitte der Milz zu entnehmen. Blut 
und Milzpulpe find auf der Oberfläche des Objekt⸗ 
trägers jo auszuſtreichen, daß etwa zwei Drittel der 
Oberfläche bedeckt ſind. Die ausgeſtrichene Maſſe 
wird an Ort und Stelle bei Luft⸗ oder Zimmer⸗ 
temperatur unter Ausſchluß der unmittelbaren Wirkung 
der Sonnenſtrahlen getrocknet. 

Jeder Objektträger iſt alsdann äußerlich zu be⸗ 
zeichnen und in Pergamentpapler einzuwickeln. 
Schließlich ſind alle Objektträger mittels Watte in 
einem flachen Holzkiſtchen ſo zu verpacken, daß ſie 
unbeweglich liegen. Die Holzkäſtchen ſind mit deutlich 
geſchriebener Adreſſe als „dringendes Paket“ der 
Poſt zur Beförderung an das genannte Inſtitut 
aufzugeben. 

In beiden Fällen iſt dem Inſtitut Abſchrift des 
gemeinfam aufgenommenen Obduktlonsprotokolls zu 
überſenden. Das Inſtitut wird die beteiligten Tier: 
ärzte von dem Prüfungsergebniſſe benachrichtigen. 
Dies Ergebnis iſt bei der endgültigen Begutachtung 
des Falles zu berückſichtigen. 

In allen Fällen, in denen die bei den ge⸗ 
meinſamen Amtsverrichtungen beteiligten Tierärzte 
über die Begutachtung des Krankheitszuſtandes und 
über die zu ergreifenden Schuß maßregeln einig find, 
haben die Polizeibehörden ihren weiteren Ent⸗ 
ſchließungen das übereinſtimmende Gutachten zu: 
grunde zu legen. 

Bei Meinungsverſchiedenheiten iſt unbeſchadet der 
beſtehenden beſonderen Vorſchriften für die Feſt⸗ 
ſtellung von Seuchen zum Zwecke der Erlangung 
von Entſchädigungen aus öffentlichen Mitteln (vergl. 
8 21 des Ausführungsgeſetzes zum Viehſeuchen⸗ 
geſetze vom 12. März 1881, Art. I Nr. 4 der 
Milzbrandentſchädigungsgeſetze vom 29. Juni 1890 
und 22. April 1892; ſowie die dazu erlaſſenen 
Milzbrandenlſchädigungsreglements) ein Obergut⸗ 
achten des zuſtändigen Departementstierarztes und 
des zuſtändigen Korpsſtabsveterinärs einzuholen und, 
ſofern es übereinſtimmend lautet, darnach zu ver⸗ 
fahren. Bleiben auch zwiſchen dieſen Sachverſtändigen 
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Meinungsverſchiedenheiten beſtehen, To iſt ſchleunigſt 
über den Sachverhalt an mich zu berichten. 

Bis zur entgültigen Entſcheidung find nötigenfalls 
die für den Fall eines Seuchenverdachts zugelaſſenen 
und zur Verhütung der Seuchenverbreitung er⸗ 
forderlich erſcheinenden Maßnamen vorläufig zu treffen. 

Berlin, den 19. Mai 1909. 

Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen u. Forſten. 
Regierungspräſident. 
(Bezirksausſchuß.) 

486. Der Leutnant a. D. Oskar Brunckow 
in Friedenau, Wielandſtraße 11, hat eine Neu⸗ 
auflage ſeines in den Jahren 1881/84 heraus⸗ 
gegebenen Werks „Die Wohnplätze des Deutſchen 
Reichs veranſtaltet. Die I. Abteilung des Werks 
(Preußen) wird in 2 Großoktavbänden Ende Juni 
dieſ. Is. erſcheinen und kann zum Preiſe von 18 
Mark unmittelbar von dem Herausgeber auf direkte 
Beſtellung bezogen werden. Die Abteilung II 
(Deutſches Reich außer Preußen) wird im Laufe 
des nächſten Winters zum Preiſe von ungefähr 

10 Mark erſcheinen. 

Frankfurt a. O., den 1. Juni 1909. 

(ID. 373. 08.) Der Regierungspräſident. 
487. Dem Ingenieur Ruffmaun vom Märkiſchen 
Dampfkeſſel⸗Ueberwachungsverein hier iſt das Recht 
zur Vornahme der Abnahmeprüfung beweglicher Dampf⸗ 
keſſel, der erſten Waſſerdruckprobe und Prüfung der 
Bauart ſowie der Waſſerdruckprobe nach einer Haupt⸗ 
ausbeſſerung verliehen worden. 

Zugleich ermächtige ich denſelben zum Sachver⸗ 
ſtändigen für die Prüfung (Abnahme) von Dampf⸗ 
fäſſern und Acetylenanlagen innerhalb des Regierungs⸗ 
bezirks. f 

Frankfurt a. O., den 9. Juli 1909. 

(I. Bg. 3335. II.) Der Regierungspräſident. 
488. Die Zinsſcheine der preußiſchen Staatsſchuld 
und der Reichsſchuld werden vom 21. des dem Fäl⸗ 
ligkeitstermin vorangehenden Monats ab von den 
ſtaatlichen und den kommunalen Kaſſen — bei dieſen 
auf Staatsſteuern — in Zahlung genommen bezw. 
bei den Zinsſcheineinlöſungsſtellen — Regierungs⸗ 
hauptkaſſe, Kreiskaſſen, Forſtkaſſen, Hauptzoll⸗ und 
Zollämter — bezahlt. Auch können durch Vermittelung 
der Zinsſcheineinlöſungsſtellen neue Zinsſcheinbogen 
koſtenlos bezogen werden. Die erforderlichen Vor⸗ 
drucke zu den Verzeichniſſen werden unentgeltlich ab⸗ 
gegeben. 

Königliche Regierung zu Frankfurt a. O. 
489. Nachdem der Herr Miniſter der öffentlichen 
Arbeiten die Vornahme der allgemeinen Vorarbeiten 
für eine Nebeneifenbahn von Schwiebus nach Züllichau 
durch die Königliche Eiſenbahn⸗Direktion Poſen an⸗ 
geordnert hat, wird auf Grund des § 5 des Ent- 
eignungsgeſetzes vom 11. Juni 1874 verfügt, daß 
die Beſitzer der in Betracht kommenden Grundſtücke 
deren Betreten und Vermeſſen ſowie alle ſonſtigen, 
für die Vorbereitung des Unternehmens erforderlichen 


Handlungen auf ihren Grund und Boden geſchehen 
laſſen müſſen. 

Frankfurt a. O., den 19. Juni 1909. 

Namens des Bezirksausſchuſſes. 
Der Vorſitzende. von Schwerin. 
Andere Behörden. 

490. Durch meine Bekanntmachung vom 18. De⸗ 
zember 1906 ſind bei Erfüllung der Beſtimmungen 
der Strom⸗ und Schiffahrts⸗Polizeiverordnung vom 
5. Dezember 1906 auf den Friedrich Wilhelmskanal 
Fahrzeuge bis zu 42,00 m Länge und 5,20 m Breite 
zugelaſſen. Die Zulaſſung derartig großer Fahr⸗ 
zeuge war ſeiner Zeit erfolgt, um die durch die 
Bauausführungen an den Schleuſen zu Fürſtenberg 
a. Oder hervorgerufenen Störungen im Schiffsver⸗ 
kehr nach Möglichkeit einzuſchränken. Die Bau⸗ 
arbeiten find nunmehr im Weſentlichen fertiggeſtellt 
und Störungen an den genannten Schleuſen kaum 
noch zu erwarten. Daher hebe ich meine obige 
Bekanntmachung hinſichtlich der für das Befahren 
des Friedrich Wilhelms⸗Kanals feſtgeſetzen Abmeſ⸗ 
ſungen auf und beſtimme, daß hinfort nur noch 
Fahrzeuge bis zu 40,35 m Länge und 4,90 m 
Breite, für welche die Beſtimmungen der eingangs ge⸗ 
nannten Polizeiverordnung zutreffen, zugelaſſen werden. 

Fahrzeuge von größeren Abmeſſungen kann ferner⸗ 
hin im Einzelfalle auf Antrag nur eine einmalige 
Fahrt durch den Kanal geſtattet werden. 

Potsdam, den 7. Juni 1909. 

Der Regierungspräfident 

als Chef der Verwaltung der Märkiſchen Waſſerſtraßen. 
491. Der Verkauf der Naturalien unmittelbar 
an die Proviantämter Züllichau und Sagan iſt für 
die Landwirte ganz beſonders bequem und vorteilhaft; 
die Proviantämter bieten denſelben außerdem noch 
jede mögliche Erleichterung bei der Einlieferung des 
betreffenden Naturals; fie leihen unentgeltlich Säcke, 
vermitteln die Abfuhr vom Bahnhof zum Magazin 
und die einſtweilige Verauslagung der Eiſenbahn⸗ 
fracht⸗, Abfuhr⸗ und ſonſtigen Nebenkoſten und 
erteilen Auskunft auf jede die Lieferung betreffende 
Anfrage koſtenlos. Auch können zur Abnahme der 
von Produzenten angebotenen Naturalien bei einem 
Mindeſtgewicht von 10 t Proviantamtsbeamte in 
das Bezugsgebiet entſandt werden. 

Die Einlieferungen können — auch in kleinen 
Poſten — innerhalb der beſtimmungsmäßigen An⸗ 
kaufszeit an jedem Werktage geſchehen, wenn das 
Natural folgende Beſchaffenheit hat 

a) Die Körnerfrüchte müſſen gut geerntet ſein, 
dürfen keinen dumpfigen Geruch haben und nicht 
ſehr mit Unkrautſamen und Unreinigkeiten vermiſcht 
ſein; ein Viertelliter muß wenigſtens wiegen: 

beim Weizen 189 Gramm, 
Roggen 179 „ 
77 Hafer 112 57 
Da die Landwirte dies in der Regel ſelbſt ſchwer 
feſtſtellen können, ſo empfiehlt es ſich, dem Proviant⸗ 
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amt vorher eine ausreichend große Probe (wenigſtens 
250 Gramm) in einer reinen (nicht riechenden), 
ſtarken Düte zu überſenden, 

b) Die Hülſenfrüchte — ihren Ankauf ver⸗ 
mittelt das Proviantamt für die Armeekonſerven⸗ 
fabrik in Spandau — Erbſen, Bohnen, Linſen 
müſſen von der letzten Ernte ſtammen, völlig reif, 
trocken und käferfrei ſein, einen guten Geruch und 
eine wenig gerunzelte Oberfläche haben, mehr als 
8% wurmſtichiger Früchte dürfen fie nicht ent⸗ 
halten, 

e) Heu muß gut gewonnen ſein, eine friſche 
Farbe und kräftigen Pflanzengeruch haben; auch 
darf es nicht viel ſchlechte oder wertloſe (Seggen, 
Binſen) oder gar ſchädliche (Schachtelhalme, Herbſt⸗ 
zeitloſe) Kräuter oder Gräſer enthalten; Kleeheu 
wird gewöhnlich nicht angekauft, 

d) Stroh muß Roggen⸗Langſtroh ſein, darf 
nicht dumpfig riechen, nicht mit Roſt⸗ oder Brand⸗ 
pilzen befegt, auch nicht mit Diſteln vermengt oder durch 
Mäuſefraß beſchädigt ſein; auch Maſchinen⸗Langſtroh 
wird angekauft, wenn es mit Breit⸗Dreſchmaſchinen 
ausgedroſchen worden und ordentlich aufgebunden iſt. 

Das Gewicht wird auf Wagen, welche all⸗ 
jährlich vom Eichamt geprüft werden, in Gegenwart 
des Verkäufers feſtgeſtellt; ein Gewichtsabzug findet 
in keinem Falle ſtatt. Die Bezahlung erfolgt ſofort 
nach der Gewichtsfeſtſtellung; mit dem Kaufpreis 
wird eine Beſcheinigung über die Menge des ge⸗ 
lieferten Naturals und die Höhe des erhaltenen 
Geldbetrages ausgehändigt. 

Die Ankaufszeit iſt im allgemeinen für Roggen 
Hafer, Heu und Stroh: 

von ihrer Ernte bis Ende April des folgenden Jahres; 
der Strohankauf wird gewöhnlich noch darüber 

hinaus bis zur neuen Ernte verlängert. 

Ueberdies wird der Beginn und der Schluß 
des Ankaufs der einzelnen Naturalien, ſowie auch 
die wegen Raummangels erforderliche zeitweilige Aus⸗ 
ſetzung desſelben 

Züllichau: im „Züllichau⸗Schwiebuſek Kreisblatt“, 
in den „Züllichauer Nachrichten“, 

Sagan: im „Saganer Wochenblatt“, im „Saganer 
Tageblatt“, im „Sorauer Tageblatt“, in den 
Kreisblättern der Kreiſe Sagan, Sorau, Hoyers⸗ 
werda und Lauban 

bekannt gemacht. 
Militärintendantur des 5. Armee Korps. 
492. Errichtungs⸗ Urkunde. 

Mit Genehmigung des Herrn Miniſters der geiſt⸗ 
lichen, Unterricht und Medizinalangelegenheiten 
und des Evangeliſchen Ober⸗Kirchenrats wird nach 
Anhörung der Beteiligten von den unterzeichneten 
Behörden folgendes feſtgeſetzt: 

§ 1. Für die Geſamtparochie Bockwitz, Diözefe 
Elſterwerda, wird eine dritte Pfarrſtelle mit dem 
Sitze in Bockwitz errichtet. 


§ 2. Dieſe Urkunde tritt am 1. Juli 1909 in 
Kraft. 
Magdeburg, den 29. Mal 1909. 
Königliches Konſiſtorium der Provinz Sachſen. 
Merſeburg, den 8. Juni 1909. 
Königliche Regierung, 
Abteilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 
Frankfurt a. O., den 16. Juni 1909. 
Königliche Regierung, 
Abteilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 
493. Verwaltungsbericht 
des Vereins zur Unterſtützung hilfsbedürftiger Gym⸗ 
naſiaſten im Frankfurter Regierungsbezirk für 1908. 


Am Schluſſe des Jahres 1907 Mark Pf. 
verblieb nach dem im Amtsblatte Stück 34 
Seite 213 für 1908 abgedruckten Berichte 
außer einem Kapitalvermögen von 
27 202 M. ein Barbeſtand von 20153 
Im Jahre 1908, dem 90ten feines 
Beſtehens, wurden dem Verein folgende 
Einnahmen zugeführt: 
I. Aus den 5 Gymnaſialſtädten 
Frankfurt u 126 
Guben 282 
Königsberg 191 
Luckau 115 
Züllichau 100 


III. Eingezogene Kapitalien . [3100 


zuſammen [4998 
Davon wurden ſtatutenmäßig ver: 


II. Zinſen von ausſtehenden Kapitalien 106364 
17 


wendet 

A. Zur Unterſtützung von 26 Schülern 1440 

B. Verwaltungskoſten Bere 

C. Zur Vermehrung des Kapitals 3457 75 

- Geſamt Ausgabe 14993180 
nach deren Abrechnung von der Geſamt⸗ 
Einnahme Ende 1908 im Beſtande ver⸗ 
blieben ind Zus. N, 4137 

Der eingangs genannte Kapitalbeſtand vermehrte 
ſich um 620 M. Nennwert, kam alſo auf 27822 M. 
zu ſtehen, wovon 
13 500 M. in pupillariſch ſicheren Hypotheken zu 4%, 
14 100 „ zu 3, 3% und 4 % Inhaber⸗Papieren, 

222 „ bei ber hieſigen Sparkaſſe 
zinsbar angelegt ſind. 

Indem der unterzeichnete Vorſtand ſeiner Be⸗ 
friedigung über das günſtige Reſultat der Vermögens⸗ 
verwaltung des Vereins Ausdruck gibt, geſchieht dies 
im Dankgefühl für die freundlichen Wohltäter, 
deren Bemühungen und Geldſpenden jo günftige 
Reſultate herbeiführten und in dem Vertrauen auf 
fernere Betätigung der dem Verein bisher zuge⸗ 
wendeten wohlwollenden Fürſorge. Die für 1909 
geſammelten Beiträge bitten wir unter der Adreſſe 
unſeres Vereins⸗Rendanten, Regierungsſekretär a. D. 
Hübner, Halbeſtadt 31/33, hierſelbſt bis Anfang 
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Dezember d. Is. gefälligſt einzuſenden, damit der 
Plan für die Verteilung der Unterſtützungen ſo zeitig 
aufgeſtellt und genehmigt werden kann, daß die 
Verteilung ſelbſt noch vor Weihnachten möglich iſt. 
Frankfurt a. O., den 16. Juni 1908. 
Der Vorſitzende des Vereins. 
von Schroetter, Ober⸗ Regierungsrat. 
Perſonalnachrichten. 
494. Im Kammergerichtsbez. im Mai: 
(B Berlin, Ldg., Ag. = Lands, Amtsgericht.) 
I. Kammergericht. 

Ernannt find: zu Senatspräſ. der Kg.⸗Rat Geh. 
Juſtizr. Ziemßen u. der O.⸗Adg.⸗Rat Dr. Marß on 
i. Frankfurt a. M; zu Kg.⸗Räten der Ldg. Dir. 
Dronke aus Cöln, der Ldg.⸗Rat Dr. von Drenk⸗ 
maun aus Potsdam, der Ag.⸗Rat Dr. Richard 
vom Ag B: Mitte, die Ld.⸗Richter Dullien in 
Stettin, Thuſins, Schellbach u. Wimmer vom 
Ldg. II i. B, Dr. Crodel aus Frankfurt a. O., 
Volz aus Hildesheim, Paukan u. Seyffarth 
vom Ldg. II i. B, der Amtsrichter Dr. Salman 
vom Ag. B⸗ Schöneberg. Dem Kg.⸗Rat Dr. Felix 
Meyer iſt die Genehmigung zur Annahme v. Ans 
legung des von S. M. dem König von Italien ihm 
verlieh. Offfzierkreuzes des St. Mauritius⸗ und 
Lazarusordens erteilt. II. Landgerichte und 
Amtsgerichte. Ernannt ſind: zum Ldg.⸗Präſ. i. 
Memel der Ldg.⸗Dir. Geh. Juſtizrat Köſter vom 
Ldg. II i. B, zu Ldg.⸗Dir. der Kg.⸗Rat Wilke, 
die Ldg. Räte Dr. Gayer aus Cöln u. Dr., Jae⸗ 
niſch aus Oels bei dem Ldg. I i. B, der Staats⸗ 
anwaltſchaftsrat Dr. Seligmaun aus Coblenz und 
der Ldg.⸗Rat de la Foutaine aus Saarbrücken bei 
dem Ldg. II i. B, die Ldg.⸗Räte Bahr aus Stolp, 
Gockel aus Bielefeld u. Dr. Comte aus Magde⸗ 
burg, die Ag.⸗Räte Schmer aus Saarbrücken u. 
Dr. Kobel vom Ag. B⸗Wedding bei dem Ldg. III 
i. B, der Staatsanwaltſchaftsrat Mundry von der 
Staatsanwaltſchaft II i. B i. Eſſen, der Ldg.⸗Rat 
von Grolman aus Neu⸗Ruppin in Kiel, der Ag.⸗ 
Rat Ehrenberg aus Croſſen in Poſen, zu Ld.⸗ 
Richtern: die Staatsanwälte Nickel aus Hagen u. 
Dr. Krall aus Aachen und der Rechtsanwalt u. 
Notar Ferber aus Senftenberg bei dem Log. I i. 
B, der Staatsanwalt Dr. Baumgarten von der 
Staatsanwaltſchaft III bei dem Ldg. II i. B, der 
Gerichtsaſſeſſor Erich Schultze bei dem Ldg. III 
i. B, zu Amtsrichtern: der Staatsanwalt Feuwarth 
aus Tilſit, die Gerichtsaſſeſſoren Keßuer, Dr. 
Mentzel, Dr. Halberſtadt, Dr. Paulus, 
Fehler, Fredershauſen und Dr. Nadler bei 
dem Ag. B⸗Mitte, die Gerichtsaſſeſſoren: Klauer 
bei dem Ag. B⸗Schöneberg, Berthold Lehmann 
bei dem Ag. B-Temvelhof, Koppers, Dr. Fechner, 
Dr. Zeeden u. Voigt bei dem Ag. B Wedding, 
Dr. Rüdorff in Charlottenburg, Dr. Friedrich Paech 
in Rixdorf, Dr. Schon in Coepenick, Rump, 
Charmak u. Suntheim in Lichtenberg, Dr. 


Mühlhaus in Pankow, Dr. Scheer in Weißen⸗ 
fee b. B, der Landrichter Dr. Rathenan v. Ldg. I 
l. B zum Kaiſerl. Reg.⸗Rat u. Mitglied d. Patent⸗ 
amts. Verſetzt ſind: die Ag.⸗Räte Schulz u. Dr. 
Davidſon vom Ag. B-Mitte als Ldg.⸗Räte, die 
Landrichter Roſenthal aus Gneſen u. Kümmel 
aus Dortmund, die Amtsrichter Pick aus Lichten⸗ 
berg, Dr. Berger aus Calau, Humbert aus 
Königshütte, Dr. Kriener aus Coepenick, Mohr 
vom Ag. B⸗Mitte, Hefermehl aus Elſterwerda u. 
Dr. Seidenſchnur aus Loslau als Landrichter an 
das Ldg. I i. B, der Ldg.⸗Rat Höftmann aus 
Elbing, die Ag.⸗Räte Hülsmann aus Calbe a. S. 
u. Schulz aus Coepenick als Ldg.⸗Räte, die Land⸗ 
richter Kunze aus Dortmund u. Weber aus 
Bochum, die Amtsrichter Dr. Kneſe vom Ag. B- 
Tempelhof, von Kröcher vom Ag. B-Mitte u. 
Dr. Lademann aus Alt⸗Landsberg als Landrichter 
an das Ldg. II i. B. die Ag.⸗Räte Fiſcher aus 
Charlottenburg u. Mehner vom Ag. B⸗Wedding 
als Ldg.⸗Räte, die Amtsrichter Vormbaum aus 
Charlottenburg, Dr. Königsberger aus Spandau 
Beleites aus Luckau. Heß aus Weißenſee b. B., 
Brugſch vom Ag B Mitte, Dr. Caspari aus 
Lichtenberg u. Snethlage vom Ag. B⸗Wedding 
als Landrichter an das Log III i. B, der Amts⸗ 
richter Oelze aus Bentſchen als Landrichter nach 
Frankfurt a. O., der Amtsrichter von König in 
Potsdam als Landrichter an das Edg. daſelbſt, der 
Ag.⸗Rat Schmeißer vom Ag. B⸗Wedding, die 
Amterichter Wunderlich aus Reppen und Mar⸗ 
zahn aus Thorn an das Ag. B-Mite, die Amts⸗ 
richter Maaß aus Magdeburg und Volber aus 
Calbe U.::M. an d. Ag B-Schönebera, die Amtsrichter 
Laudé v. Ag. B⸗Mitte, Skopnik aus Kallies und 
Brandt a. Kempen i. P. an das Ag. B- Wedding, die 
Amtsrichter Weßel aus Lözen, Sattig aus Pleß, 
Dr. Couradt aus Czarnikau, Dr. Luboweky 
aus Köslin u. Kuhnke aus Heydekrug nach Char: 
lottenburg, die Amtsrichter Schönduve aus Königs⸗ 
berg Nm., u. Lauge aus Daun nach Coepenick, 
der Amtsrichter Hartung aus Schlawe nach Pots⸗ 
dam, der Amtsrichter Dr. Gerber aus Harburg 
nach Rdorf, der Amtsrichter Haucer aus Tre⸗ 
meſſen nach Spandau, der Amtsrichter Dr. Hein⸗ 
riei aus Oranienburg als Landrichter nach Caſſel. 
Der Ag.⸗Rat Dethier aus Forſt i. L. iſt geſtorben. 
III. Staatsanwaltſchaft. Ernannt find: der 
Gerichtsaſſeſſor Aſcher zum Staatsanwalt bei dem 
Ldg. III i. B. der Stadtſekretär Domaſchke zum 
Amtsanwalt⸗Stellvertreter in Müncheberg (Mark), 
der Rentier Backhaus zum Amtsanwalt⸗Stellver⸗ 
treter in Havelberg. Verſetzt ſind: die Staatsan⸗ 
wälte Loch aus Inſterburg u. Corwegh aus 
Ratibor an die Staatsanwaltſchaft II i. B, Dr. 
Jordan aus Cottbus u. Dr. Sterubeck aus 
Bromberg an die Staatsanwaltſchaft MI i. B. 
IV. Rechtsanwälte und Notare. In die Liſte 
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der Rechtsanwälte find eingetragen: die Rechtsan⸗ 
wälte Juſtizrat Artur Roſenthal aus Kreuzburg 
O.⸗S. bei dem Kg., Dr. Ludwig Oppenheimer 
vom Edg. II i. B, Dr. Theodor Nindel i. Char: 
lottenburg b. d. Ldg. III B, Schröder a. Lichtenberg 
Dr. Hermann Voß aus Itzehoe und der frühere 
Rechtsanwalt Künzig aus Donaueſchingen bei dem 
Ldg. I i. B, Wilhelm Moſes vm Lg. I i. B. u. 
Vorn aus Caſſel bei dem Ldg. II i. B, Dr. Ernſt 
Jacoby vom Ldg. I i. B bei dem Ldg. III i. B, 
die Gerichtsaſſeſſoren Dr. Otto Herzfeld u. Dr. 
Beradt bei dem Kg. Max Sochaezewer, Regen: 
brecht u. Feblowicz bei dem Ldg. I i. B, Sauer 
bei dem Ag. in Groß⸗Lichterfelde mit dem Wohnſitze 
in Zehlendorf, der frühere Gerichtsaſſeſſor Walther 
Steffen bei dem Ag. in Brandenburg a. H. In 
der Lifte der Rechtsanwälte ſind gelöſcht: die Rechts⸗ 
anwälte Ernſt Herzberg bei dem Kg., Dr. Ernſt 
Jacoby, Ludwig Rofenthal u. Wilhelm Moſes 
bei dem Ldg. I}. B, Dr. Ludwig Oppenheimer 
bei dem Ldg. III i. B, Schröder in Lichtenberg, 
Thöne in Rheinsberg. Zum Notar iſt ernannt 
der Rechtsanwalt Karl Heuze in Peitz. Der Cha⸗ 
rakter als Juſtizrat iſt verliehen: den Rechtsanwälten 
und Notaren Kattenbuſch, Max Hahn u. Maſur 
in B, Stein in Potsdam, Baar in Friedeberg Nm., 
den Rechtsanwälten Arnold Lewinsky, Dr. Straß⸗ 
mann, Emanuel, Semi Wreſchner, Ludwig 
Lewin, Liepſchütz, Leo Hamburger u. Leon⸗ 
hard Hirſch in B, Jacobi u. Schink in Frank⸗ 
furt a. O., Weidmann in Charlottenburg, den 
Notaren Guſtav Jacobſohn u. Dr. Georg Freund 
in B. Geſtorben find: die Rechtsanwälte Notar Joh. 
Abraham u. Ernſt Göring in B. V. Gerichts⸗ 
aſſeſſoren. Zu Gerichtsaſſeſſoren ſind ernannt die 
Referendare: Arthur Wolff, Kas kel, Zitſcher, 
Dr. Blumenfeld. Dr. Schultzenſtein, Pelta⸗ 
ſohn, Lucas, Holländer, Möhring, Arras, 
Dr. Hausding, Frhr. v. Neibnit, Miethke, 
Pinnow. Der Gerichtsaſſeſſor Mundt iſt ent⸗ 
laſſen. VI. Referendare. Zu Referendaren ſind 
ernannt die Rechtskandidaten: Puthz, Gauſchow, 
Rahardt, Karl Schneider, Traue, Dorn, 
Bandt, Konrad Schmidt, Ahrendts, Fritz 
Hoffmann, Röſing, Opitz, Peltzer, Rum⸗ 
ſtieg. Entlaſſen ſind die Referendare: Nieder⸗ 
meyer, v. Thiedemann, Meltzer u. Dr. von 
Schmidthals. Geſtorben ſind die Referendare: 
Dr. Hahne u. Willy Grothe. VII. Mittlere 
Beamte. Ernannt find: die ſtändigen Bureauhilfs⸗ 
arbeiter, Aktuare Umlauft zum Sekretär bei der 
Staatsanwaltſchaft III i. B, Herlth zum Gerichts⸗ 
ſchreiber bei dem Ag. in Pförten, der Ldg.⸗Aſſiſtent 
Dorn vom Ldg. I zum Gerichtsſchreiber bei dieſem 
Gericht, der Inſpektionsaſſiſtent Mielke zum In⸗ 
ſpektor bei dem Gerichtsgefängnis in Eſſen, der 


vollzieher in Neuwedell. Verſetzt iſt: der Gerichts⸗ 
vollzieher Thielke in Neuwarp an das Ag. B⸗Mitte. 
Penſioniert iſt: der Rechnungsrat Karl Altrichter 
vom Ldg. I in B zum 1. Okt. 1909. Geſtorben 
find: der zum 1. Auguſt 1909 penſionierte Ag.⸗ 
Sekretär Hildemaun in Forſt i. L. und der Ag.⸗ 
Sekretär Franz Erbe vom Ag. B⸗Mitte. 
Lehrerſtellen. 

495. Kreis Kroſſen: Kunow L., G. 1100 M., 
110203 

Bewerbungen find an die Königliche Regierung, 

Abteilung für Kirchen und Schulweſen, zu richten. 
Nichtamtliches. 
Zehnter Nachtrag 
zu dem 
Statut für die Niederlauſitzer Provinzial⸗Sparkaſſe. 

Die Sparkaſſe iſt ermächtigt, mit Genehmigung 
der Aufſichtsbehörde (Oberpräſident), an Gemeinden, 
Korporationen und Eingeſeſſene des Garantiebezirks 
einzelne Fächer ihrer hierfür eingerichteten Sicher⸗ 
heitsſchränke zu vermieten unter den von der Landes⸗ 
Deputation feſtzuſetzenden Bedingungen. Die Ge⸗ 
bühren für die Miete werden in ſeſten Beträgen 
für 1 Jahr, ½ Jahr, ½ Jahr und 1 Monat im 
voraus erhoben. 

Eine Haftung für die Beſchaffenheit der Anlage, 
insbeſondere für die Sicherheit der in den gemieteten 
Fächern von den Mietern aufbewahrten Werte gegen 
Feuer und Einbruchs diebſtahl übernimmt die Spar⸗ 
kaſſe nicht, ſondern nur die Verpflichtung, bezüglich 
des Verſchluſſes und der Bewachung der Fächer in 
gleicher Weiſe zu verfahren, wie dies bei der Auf⸗ 
bewahrung der eigenen Werte der Sparkaſſe geſchieht. 

So geſchehen, Lübben, den 18. April 1909. 

L. 8 
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Sämtliche Stände des Markgraftums Niederlauſitz. 
Der Vorſitzende des Kommunal⸗Landtags. 
gez. Freiherr von Manteuffel. 
Der Landſyndikus der Niederlaufig. 
gez. von Biſcherer. 

Auf den Bericht vom 16. Mai d. Is. will Ich 
dem wiederbeiliegenden, in Folge des Beſchluſſes des 
Kommunal⸗Landtages des Markgraftums Nieder⸗ 
lauſitz vom 18.ù 20. April d. Is. aufgeſtellten zehnten 
Nachtrage zu dem Statute für die Niederlauſitzer 
Provinzial⸗Sparkaſſe vom 7. Februar 1840 hierdurch 
Meine Genehmigung erteilen. 

Wiesbaden, den 19. Mai 1909. 

gez. Wilhelm R. 
ggez. v. Moltke. 
An den Miniſter des Innern. 


Vorſtehender Nachtrag wird unter Bezugnahme 
auf § 19 des Statuts zur öffentlichen Kenntnis 
gebracht. 

Lübben, den 14. Juni 1909. 


Gerichts vollzieher kr. A. Grande zum Gerichts- | Landes⸗Deputation des Markgraftums Niederlauſitz. 


Redigiert im Bureau der Königlichen Regierung zu Frankfurt a. O. 
Druck der Königlichen Hofbuchdruckerei Trowißſch & Sohn in Frankfurt a. O. 


